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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Richtlinie (EWG) des Rates zur Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten über Kraftfahrzeugscheinwerfer für 
Fernlicht und asymmetrisches Abblendlicht oder für eines der beiden 
sowie über deren Glühlampen 

— Drucksache 7/3178 — 


A. Zielsetzung 

Der Handel mit Kraftfahrzeugen innerhalb der Europäischen Ge- 
meinschaft wird durch unterschiedliche Konstruktionsvorschrif- 
ten behindert. Eine Vereinheitlichung beseitigt Handelshemm- 
nisse und dient der Erhöhung der Verkehrssicherheit. 


B. Lösung 

Durch eine Richtlinie sollen die Vorschriften für Fern- und Ab- 
blendlicht vereinheitlicht werden, wobei künftig wahlweise gel- 
bes oder weißes Licht zugelassen werden soll. 

(Einmütige Billigung im Ausschuß) 

C. Alternativen 

entfallen 

D. Kosten 

entfallen 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Tönjes 


Der in der Drucksadle 7/3178 enthaltene Rieht- 
linienvorschlag wurde mit Schreiben des Präsiden- 
ten des Deutschen Bundestages vom 31. Januar 1975 
dem Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen zur Beratung überwiesen, der die 
Vorlage in seiner Sitzung am 9. April 1975 behan- 
delt hat. 

Der Handel mit Kraftfahrzeugen innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft wird zur Zeit noch durch 
unterschiedliche technische Konstruktionsvorschrif- 
ten behindert. Ziel des vorliegenden Richtlinienvor- 
schlages ist es, diese Vorschriften bezüglich des 
Fern- und Abblendlichtes aneinander anzupassen, 
damit auf diese Weise das Verfahren über die ge- 
meinschaftliche Betriebserlaubnis anwendbar wird. 


Bonn, den 9. April 1975 

Tönjes 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

von dem Richtlinienvorschlag — Drucksache 7/3178 


Die Vereinheitlichung dient auch der Verkehrs- 
sicherheit. 

Der Ausschuß hat zur Kenntnis genommen, daß 
nach diesem Richtlinienvorschlag der Kraftfahrer 
künftig auch im Bundesgebiet zwischen weißem und 
gelbem Licht wählen kann. Hiergegen sind Beden- 
ken nicht zu erheben, weil nach dem heutigen Stand 
der Technik eine Blendungsgefahr auch bei wech- 
selnder Lichtfarbe im Straßenverkehr nicht vorhan- 
den ist. In Belgien hat sich ein Mischsystem bereits 
bewährt, und außerdem kann bei dem starken inter- 
nationalen Verkehr im Bundesgebiet eine einheit- 
liche Lichtfarbe ohnehin nicht mehr durchgesetzt 
werden. 

Der Ausschuß hat keine Bedenken gegen die Vor- 
lage und empfiehlt daher Kenntnisnahme. 


— Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 9. April 1975 

Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 

Börner Tönjes 

Vorsitzender Berichterstatter 
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